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Dienstnachrichten
Entschließungen des Landesbischofs

Berufen auf Grund von Gemeindewahl
(gemäß § 11 Abs. 1 Pfarrstellenbesetzungsgesetz):

Pfarrer Bruno Fürniß in Spielberg zum Pfarrer der 
Friedenspfarrei in Weil-Friedlingen.

Berufen

(gemäß § 12 Abs. 1 Buchst, a Pfarrstellenbesetzungs­
gesetz):

Pfarrer Friedrich Scharpf in Neckargerach zum 
Pfarrer der Epiphaniaspfarrei in Mannheim-Feuden­
heim.

Berufen

(gemäß § 14 Abs. 1 Pfarrstellenbesetzungsgesetz): 
Schuldekan Pfarrer Conrad Franke in Konstanz 
(Ambrosius-Blarer-Pfarrei) zum hauptamtlichen Reli­
gionslehrer am Heinrich-Suso-Gymnasium in Kon­
stanz als Pfarrer der Landeskirche unter Beibehaltung 
des Amtes des Schuldekans für den Kirchenbezirk 
Konstanz.

Berufen auf weitere 6 Jahre
Kirchenrat Albert Roth in Stuttgart zum gemeinsa­
men Beauftragten der Evangelischen Landeskirchen 
in Baden und in Württemberg bei dem Landtag und 
der Landesregierung Baden-Württemberg.

Entschließung des Landeskirchenrats

Beurlaubt auf Antrag:
Pfarrer Otto Wilhelm Hahn in Eisingen zur Über­
nahme einer Stelle als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Seminar für Kirchengeschichte im Fachbereich 
Evangelische Theologie der Johannes-Gutenberg- 
Universität in Mainz.

Entschließungen des Oberkirchenrats

Aufgenommen unter die Pfarrer der 
Evang. Landeskirche in Baden:

Oberstudienrat Werner Wagner, Karlsruhe-Durlach 
(Markgrafen-Gymnasium).

Beauftragt:
Pfarrer Hansjörg Pfisterer, bisher in Pforzheim 
(Petruspfarrei), mit der Wahrnehmung der Anstalts­
seelsorge bei der Vollzugsanstalt Pforzheim und der 
Vollzugsanstalt Karlsruhe — Außenstelle Rastatt — im 
Einvernehmen mit dem Justizministerium Baden- 
Württemberg.

Versetzt:
Pfarrvikarin Bergild Gensch in Hohensachsen nach 
Wiesloch (Psychiatrisches Landeskrankenhaus), 
Pfarrvikarin Renate Krüger in Stein und
Pfarrvikar Helmut Krüger in Singen
mit je 1/2 Deputat nach Sulzfeld zur Versehung des 
Pfarrdienstes,
Pfarrvikar Reinhard Kunkel in Brühl nach Mann­
heim-Vogelstang (Gruppenamt) zur Versehung des 
dortigen Pfarrdienstes,
Pfarrvikar Ferdinand Schubert in Weinheim (Mar- 
kuspfarrei) nach Mannheim (Paul-Gerhardt-Pfarrei) 
zur Versehung des dortigen Pfarrdienstes.

Beendet:
die Beauftragung des Pfarrers Thomas Acker­
mann aus Alfeld (Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) 
mit der Erteilung von Religionsunterricht an der Fritz- 
Erler-Schule in Pforzheim.

In den Ruhestand versetzt auf Antrag 
wegen Krankheit:

Pfarrer Heinz Schmeling in Karlsruhe (Paul-Ger­
hardt-Pfarrei) auf 1. 5. 1983.
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Ausschreibung von Pfarrstellen

a) Erstmalige Ausschreibungen 
(Bewerbungen innerhalb 5 Wochen)

Heidelberg, Christuspfarrei-Süd, Kirchenbezirk Hei­
delberg

Die Pfarrstelle wird durch Berufung des bisherigen 
Stelleninhabers zum Nordd. Rundfunk auf 1. 5. 1983 
frei. Die Pfarrgemeinde umfaßt mit rd. 2 700 Gemein­
degliedern den südlichen Teil der Weststadt Heidel­
bergs. Außerdem besteht in der Weststadt die Chri- 
stuspfarrei-Nord in etwa gleicher Größe.

Zur Struktur der Gemeinden:

Die Weststadt ist ein Innenstadtbereich Heidelbergs 
ohne Altstadtprobleme. Es besteht großes Interesse 
an vielen Arbeitsbereichen der traditionellen Gemein­
dearbeit. Zugleich sind die Gemeinden für viele neue 
Wege der Verkündigung aufgeschlossen. Die beiden 
Pfarrer arbeiten eng zusammen. Gottesdienste in der 
Christuskirche (erbaut 1904, 1 200 Plätze) nehmen sie 
gemeinsam wahr. Beiden Gemeinden steht ein Ge­
meindehaus (1957 gebaut) zur Verfügung.

Die Ältestenkreise beider Pfarreien tagen in der Re­
gel gemeinsam; die Bereiche der Seniorenarbeit 
(Frauenkreis und monatliche Seniorennachmittage), 
Nachbarschaftshilfe (es gibt eine rege Beteiligung im 
Nachbarschaftshilfekreis), Familienarbeit (Bibelge­
spräche, theologische Seminare, Predigtreihen mit 
Nachbesprechungen, gesellige Treffen) und Jugend­
arbeit (z. Z. gibt es 6 Gruppen der Jungen Gemeinde) 
werden gemeinsam geplant und verantwortet.

Die Südpfarrei ist wie die Nordpfarrei rechtlich selb­
ständig; Kasualien, Seelsorge und Konfirmanden­
unterricht werden von dem jeweils zuständigen Pfar­
rer eigenständig betreut; die Kinder- und Jugend­
arbeit wird von einer Gemeindediakonin, die in bei­
den Pfarreien ihren Dienst tut, verantwortlich wahr­
genommen.

Eine gemeinsame Verwaltung (mit zwei teilzeitbe­
schäftigten Mitarbeiterinnen) erleichtert die Beweg­
lichkeit für zentrale Aufgaben des Gemeindeaufbaus. 
In der Gemeinde arbeiten mit ein hauptamtlicher Kir­
chendiener mit seiner Ehefrau, die Kirche und Ge­
meindehaus betreuen sowie ein nebenamtlicher Or­
ganist, der den Chor an der Christuskirche leitet. Die 
näheren Umstände einer Zusammenarbeit zwischen 
beiden Pfarreien lassen sich in den Gesprächen zur 
Besetzung der Pfarrstelle regeln.

Die katholische St.-Bonifatius-Gemeinde, zu der inten­
sive Kontakte auf vielen Ebenen geknüpft sind (regel­
mäßiges ökumen. Abendgebet, ökumen. Arbeitskreis, 
ökumen. Bibelgespräche, gemeinsame Sitzungen der 
Ältestenkreise mit dem Pfarrgemeinderat), sieht die 
beiden Pfarreien als ihren evangelischen Partner in 
der Weststadt.

Der Pfarrer hat 6 Stunden Religionsunterricht zu er­
teilen.

Eine Dienstwohnung mit 7 Zimmern in der Zähringer- 
straße in unmittelbarer Nähe der Kirche steht zur 
Verfügung.

Zu den Aufgaben in der Weststadt gehört noch die 
Betreuung des 2gruppigen Kindergartens mit 2 Er­
zieherinnen und 1 Kinderpflegerin und über die Ge­
meindeschwester die Zusammenarbeit mit den be­
nachbarten Gemeinden in der Diakoniestation West/ 
Süd.

Ideen und Vorstellungen des neuen Pfarrers werden 
von allen Mitarbeitern und den Ältestenkreisen gerne 
aufgenommen.

Karlsruhe, Petrusgemeinde, Kirchenbezirk Karlsruhe 
und Durlach

Die Pfarrstelle wird durch Berufung des bisherigen 
Stelleninhabers in die Militärseelsorge voraussicht- 
lich am 1. Oktober 1983 frei.

Die Pfarrgemeinde umfaßt 3215 Gemeindeglieder 
(Stand 31. 12. 82) aus allen Bevölkerungsschichten 
entsprechend dem Charakter eines Neubauviertels.

Die Petrusgemeinde umfaßt den südlichen Teil der 
Karlsruher Nordweststadt. Den nördlichen Teil bil­
det die Jakobusgemeinde, zu der gute, nachbarliche 
Beziehungen bestehen.

Zur Innenstadt sind sehr gute Verkehrsverbindungen 
vorhanden.

Für die Gemeindearbeit steht ein geräumiges Ge­
meindezentrum (erbaut 1960/61) mit Kirchsaal (300 
bis 400 Sitzplätze) zur Verfügung. Die Pfarrwohnung 
besteht aus 6 Zimmern und Nebenräumen (davon ein 
Zimmer mit separatem Eingang). Außerdem sind 
Diensträume für den Pfarrer und die Gemeindesekre­
tärin vorhanden.

Im Sommerhalbjahr wird um 8.00 Uhr Frühgottes­
dienst und um 10.00 Uhr Hauptgottesdienst gehalten; 
im Winterhalbjahr ist nur Hauptgottesdienst. Zweimal 
im Monat findet in verschiedenen Formen das Heilige 
Abendmahl statt, an den hohen Festtagen und am 
Buß- und Bettag Gesamtgottesdienst. Parallel zum 
Hauptgottesdienst ist während der Schulzeit sonntäg­
lich Kindergottesdienst. Ein besonderer Höhepunkt 
des Gemeindelebens ist die Feier der Heiligen Oster­
nacht, die mit einem gemeinsamen Frühstück ver­
bunden ist.

Mit der katholischen Gemeinde St. Konrad besteht 
eine rege ökumenische Zusammenarbeit, die in der 
gemeinsamen Bibelwoche sowie in mehreren Gottes­
diensten und Veranstaltungen während des Jahres 
ihren Ausdruck findet.

An Gruppen bestehen in der Gemeinde: Mehrere Ju- 
gendgruppen, eine rege Theatergruppe, ein Frauen- 
bibelkreis, ein aktiver Frauenkreis, ein Kindergottes­
dienstvorbereitungskreis sowie eine gut geleitete
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Seniorenarbeit. Die Mitarbeiter der Seniorenarbeit 
tragen einen Teil des Besuchsdienstes. Die Kreise 
bestehen selbständig, doch bleibt es die selbstver­
ständliche Aufgabe des Pfarrers, die geistlichen 
Grundlagen zu geben und die verschiedenen Aktivi­
täten zu koordinieren.

Gemeindeabende und Gemeindeseminare finden im 
Laufe des Jahres im Rahmen der Erwachsenenbil­
dung statt.

In der Gemeinde sind zwei Kindergärten vorhanden.

Ein Altenwohnheim der Kirchengemeinde Karlsruhe 
liegt im Gemeindebereich. Hier ist die regelmäßige 
seelsorgerliche Betreuung der Hausbewohner not­
wendig.

Die Petrusgemeinde gehört zur Sozialstation Neureut- 
Knielingen. Eine tüchtige Krankenschwester aus der 
Nordweststadt versorgt den Gemeindebereich und 
hält guten Kontakt mit dem Pfarrer.

In der Nordweststadt befinden sich zwei Grundschu­
len, je eine Haupt- und Realschule sowie ein Gym­
nasium. Der Stelleninhaber erteilt zur Zeit 6 Wochen­
stunden Religionsunterricht an der Grundschule.

Nebenamtliche Mitarbeiter: Gemeindesekretärin, Kir­
chendienerin, zwei Organisten.

Ein aktiver ehrenamtlicher Mitarbeiterkreis trägt mit 
dem Pfarrer und den Ältesten zusammen das Leben 
der Gemeinde.

Die Petrusgemeinde besteht selbständig seit 1953. 
Durch die beiden bisherigen Pfarrer, die aktiven Mit­
arbeiter und die Ältesten ist das Gemeindeleben 
geistlich geprägt worden. Der Ältestenkreis wünscht 
sich einen Pfarrer, der die vorhandene Arbeit wei­
terführt, aber auch neue Schwerpunkte setzt und 
Initiativen entfaltet. Gottesdienst, Predigt, Gebet und 
Seelsorge sollten im Mittelpunkt stehen.

Neckarhausen, Kirchenbezirk Ladenburg-Weinheim 
Die Pfarrstelle wird zum 1. 8. 1983 durch Pensionie­
rung des derzeitigen Amtsinhabers nach 30jähriger 
Amtszeit frei.

Neckarhausen, Ortsteil der Gemeinde Edingen­
Neckarhausen, liegt verkehrsgünstig zwischen den 
beiden Städten Heidelberg und Mannheim (Nahver­
kehrsmittel: Oberrheinische Eisenbahn-Gesellschaft), 
gegenüber der alten Römerstadt Ladenburg.

Im Ortsteil Neckarhausen wohnen ca. 2 200 Evange­
lische (bei 5 600 Einwohnern). Es gibt eine Grund- 
und Hauptschule am Ort, weiterführende Schulen sind 
in Ladenburg, Mannheim und Heidelberg.

Neckarhausen, dessen Bevölkerung sozial ausgewo­
gen ist, hat eine gute Infrastruktur und ist eine ruhige 
Wohngemeinde.

Kirche, Pfarrhaus (erbaut 1963), Kindergarten und 
Gemeindehaus sind in gutem baulichen Zustand und 
befinden sich in ruhiger Lage am Schloßpark..

Der Pfarrstelleninhaber hat 6 Wochenstunden Reli­
gionsunterricht zu erteilen.

Die Kirchengemeinde ist dem Rechnungsamt Neckar­
gemünd angeschlossen und Mitglied der kirchlichen 
Sozialstation Ladenburg-Edingen-Neckarhausen.

In der Gemeinde bestehen verschiedene Jugend- und 
Erwachsenenkreise.

Vom Stelleninhaber wird Mitarbeit für eine Bezirks­
aufgabe erwartet.

Pforzheim, Pfarrstelle Sonnenhof-Sonnenberg, Kir­
chenbezirk Pforzheim-Stadt

Die Pfarrstelle wird zum 1. Mai 1983 durch die Beru­
fung des bisherigen Stelleninhabers auf eine landes­
kirchliche Pfarrstelle frei.

Die Gemeinde entstand 1971 als Neubau-Gemeinde 
am Stadtrand von Pforzheim (Süden) und hat jetzt 
rund 3 400 Glieder (sozial gemischte Struktur). 1977 
wurde ein vielseitiges und originelles Gemeindezen­
trum eingeweiht, in dem auch der Gottesdienst ge­
feiert wird. Die geräumige Wohnung im neuen Pfarr­
haus wird frei.

Hauptamtliche Mitarbeiter: Gemeindediakonin; Päd. 
Techn. Mitarbeiter; Pfarramtssekretärin (halbtags); 
Kantor; Erzieherinnen im Kindergarten mit 2 Grup­
pen; Zivildienstleistender. Die Gemeinde ist Mitglied 
einer Diakoniestation.

Ein Besuchsdienst aus der Aufbauphase der Gemein-■ 
de besteht. Weitere Gemeindekreise: Jugendkreise, 
Gesprächskreise für Erwachsene, Seniorenkreis,
Theaterkreis, Kindergottesdienst-Mitarbeiterkreis,
Altengymnastik, Hausfrauenkreis, Hauskreise, öku­
menischer Arbeitskreis für Umsiedler. Gemeindeglie­
der arbeiten im Konfirmanden-Unterricht mit. Mit­
arbeiterrüsten für die ehrenamtlichen Mitarbeiter und 
Gemeinde-Freizeiten sind Tradition geworden.

Kirchenmusik: Gruppenkantorat für 3 Gemeinden 
(Schwerpunkt Singe-Gottesdienst). 2 Organisten ver­
sehen ehrenamtlich den Orgeldienst. Instrumental- 
und Singkreise.

Der Gottesdienst ist der Mittelpunkt der Gemeinde 
und wird in vielfältiger Weise gestaltet. Ein kleiner 
Arbeitskreis für Familien-Gottesdienst besteht. Ge­
meindesonntage haben sich bewährt (Gottesdienst, 
wechselndes Programm, Mittagessen).

Engagierte Älteste und Mitarbeiter erwarten von 
ihrem Pfarrer/ihrer Pfarrerin Zurüstung und theolo­
gische Begleitung. Sie freuen sich auf konstruktive 
Zusammenarbeit.

Theologische Schwerpunkte waren in den letzten 
Jahren das Verhältnis Christen-Juden und die Be­
deutung der Ökumene für die Gemeinde. Die Zusam­
menarbeit mit der katholischen Nachbargemeinde 
wird gesucht und gefunden.

Zur Pfarrstelle gehört ein Deputat von 6 Wochenstun­
den Religionsunterricht.

Besetzung der vorgenannten Pfarrstellen durch Ge­
meindewahl.
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Bewerbungen innerhalb 5 Wochen unmittelbar beim 
Evang. Oberkirchenrat; gleichzeitig Anzeige an das 
für den Bewerber zuständige Dekanat.

b) Nochmalige Ausschreibungen
(Bewerbungen innerhalb 3 Wochen)

Emmendingen, Dietrich-Bonhoeffer-Pfarrei, Kirchen­
bezirk Emmendingen

Emmendingen ist eine aufstrebende Große Kreisstadt 
mit ca. 25 000 Einwohnern, reizvoll an der Vorberg­
zone des Schwarzwaldes gelegen und von Freiburg 
15 km entfernt. In der Stadt sind Grund- und Haupt­
schulen, Realschule, Gymnasium, Technisches und 
Wirtschaftsgymnasium sowie berufliche Schulen vor­
handen. Die Kirchengemeinde umfaßt vier Pfarreien. 
Die größte unter ihnen ist die Pauluspfarrei, die die 
Stadtteile Bleiche und Bürkle umfaßt. Sie besteht seit 
1969 und ist mit einem Pfarrer besetzt. 1974 wurde 
dort ein modernes, vielseitig verwendbares Gemein­
dezentrum mit einem großen Gottesdienstraum errich­
tet, in dem sich das ganze Gemeindeleben abspielt.

Durch die Errichtung einer fünften Pfarrstelle inner­
halb der Kirchengemeinde Emmendingen (Dietrich- 
Bonhoeffer-Pfarrei) ist eine neue Pfarrei aus dem Orts­
teil Wasser und einem Teil der Pauluspfarrei (obere 
Bleiche) gebildet worden. Der Pfarrstelleninhaber hat 
seinen Dienstsitz im Ortsteil Wasser. Eine Wohnung 
wird berejtgestellt. Die Pfarrstelle umfaßt derzeit ca. 
1850 Gemeindeglieder.

In der Pauluspfarrei bestehen neben der Jugend- 
arbeit drei Frauenkreise. Alle zwei Wochen wird Alten­
begegnung gehalten. Ein Bibelkreis für junge Erwach­
sene trifft sich regelmäßig. Die kirchenmusikalische 
Arbeit wird für die ganze Kirchengemeinde durch den 
Bezirkskantor insgesamt wahrgenommen. Der Kon­
takt zur katholischen Gemeinde ist rege und wird 
durch ökumenische Begegnungen vertieft.

Zur Kirchengemeinde gehört auch der Stadtteil Was­
ser, der früher ein selbständiges, landwirtschaftlich 
geprägtes Dorf war. Hier leben ca. 1500 Einwohner, 
von denen 1/3 zum alten Dorfkern gehören und 2/3 
zugezogen sind. Es gibt dort eine Grundschule. Die 
evang. Gemeinde umfaßt ca. 750 Gemeindeglieder 
und hat einen eigenen Ältestenkreis. Die Gemeinde 
wurde bisher von der Christuspfarrei an der Stadt­
kirche Emmendingen versehen. Nachdem die alte 
Dorfkirche vom Staat abgelöst wurde, konnte 1958 
eine neue Kirche mit einem Nebenraum gebaut wer­
den. Hier wird bis jetzt alle zwei Wochen Gottesdienst 
gehalten. Zur Gemeinde gehört auch noch ein neuer 
evang. Kindergarten mit vier Gruppen, der von Kin­
dern aus Wasser sowie von Kindern der oberen Blei­
che besucht wird. Wöchentlich treffen sich ein Jugend­
kreis sowie die Mitarbeiter im Kindergottesdienst. 
Alle 14 Tage kommt der Frauenkreis zusammen.

Der Stelleninhaber der neu errichteten Dietrich-Bon­
hoeffer-Pfarrei hat 8 Wochenstunden Religionsunter­
richt zu erteilen.

Es wird erwartet, daß der neue Pfarrer bereit ist, mit 
dem Pfarrer der Pauluspfarrei zusammenzuarbeiten.

Gottesdienste, die auch in Wasser sonntäglich stattfin­
den sollen, werden im Wechsel gehalten. Veranstal­
tungen für die beiden Stadtteile Bleiche und Bürkle 
sollen wie bisher gemeinsam im Gemeindezentrum 
stattfinden. Absprachen über schwerpunktmäßige 
Verteilung der Arbeit sind notwendig.

Eisingen, Kirchenbezirk Pforzheim-Land

Die Pfarrstelle wird ab 1. 4. 1983 frei durch Wahrneh­
mung eines Auftrags des derzeitigen Stelleninhabers 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der theologi­
schen Fakultät der Johannes-Gutenberg-Universität 
Mainz.

Eisingen - mit rd. 4 000 Einwohnern, davon knapp 
3 000 evangelische — liegt 7 km nordwestlich von 
Pforzheim in verkehrsgünstiger Lage zwischen Stutt­
gart und Karlsruhe.

Am Ort ist eine Grundschule. Alle weiterführenden 
Schulen sind im Nachbarort Königsbach-Stein (bzw. 
in Pforzheim).

Das Pfarrhaus wird hergerichtet und steht ab 1. Au­
gust zum Einzug zur Verfügung. Kirche und Gemein­
dehaus liegen direkt beim Pfarrhaus. Im Neubauge­
biet „Waldpark“ steht der Kirchengemeinde ein Saal 
zur Verfügung.

Die evangelische Kirchengemeinde Eisingen ist ge­
prägt von der badischen Erweckungsbewegung. Seit­
her wurde diese gesegnete geistliche Linie weiterge­
führt. Die Gemeinde wünscht sich einen Pfarrer, der 
diese Prägung bejaht und sie bewußt weiterhin pflegt.

Die Gottesdienste der Gemeinde sind gut besucht. 
Ein großer Mitarbeiterkreis und zahlreiche Gemeinde­
kreise tragen die Gemeindearbeit zusammen mit dem 
Pfarrer: Posaunenchor; Singkreis; Instrumentalkreise; 
Hauskreise; Jugendkreise; Jugendchor; Teestuben­
arbeit; Kinderbibelkreise; Jungscharen.

Der Kindergottesdienst-Helferkreis, der Frauenkreis 
und der Seniorennachmittag erwarten die Mithilfe des 
Pfarrers, wie auch der Besuchsdienstkreis (22 Mit­
glieder) und das gelegentliche Behindertentreffen.

Der Stelleninhaber hat 6 Wochenstunden Religions­
unterricht zu erteilen.

Der Kirchenbezirk erhofft sich, daß der künftige Stel­
leninhaber bereit ist, im gesamtkirchlichen Interesse 
eine übergemeindliche Aufgabe wahrzunehmen.

Die Kirchengemeinde unterhält einen Kindergarten 
und eine Krankenpflegestation, deren Mitarbeiterin­
nen bewußt in der Richtung der Gemeinde arbeiten, 
wie auch die zwei Mitarbeiterinnen im Pfarramtsbüro 
(20 Stunden). Die Rechnungsgeschäfte werden vom 
Evangelischen Rechnungsamt Bretten zur vollen Zu­
friedenheit wahrgenommen.

Das Amt des Kirchendieners und der Organisten 
ist gut versorgt. Es arbeiten hauptamtlich in der Ge­
meinde zusammen mit dem Pfarrer: eine Gemeinde­
diakonin im Berufspraktikum und ein Zivildienstlei­
stender.
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Zu den örtlichen Gemeinschaften und zum CVJM, die 
alle bewußt in der Kirchengemeinde leben, besteht ein 
herzliches Verhältnis, zu der katholischen Filialge­
meinde am Ort wie auch zur politischen Gemeinde 
eine ausgeprägt gute Beziehung.

Karlsruhe, Pauluspfarrei, Kirchenbezirk Karlsruhe und 
Durlach

Die Pfarrstelle wird zum Frühjahr 1983 frei.

Die Pauluspfarrei ist mit 2700 evang. Gemeindeglie­
dern eine der beiden Pfarreien an der Johanniskirche 
in der Südstadt von Karlsruhe.

Das Pfarrhaus wurde 1978 von Grund auf großzügig 
renoviert und befindet sich in einem sehr guten bau­
lichen Zustand. Es hat 4 Zimmer im Obergeschoß und 
3 Zimmer im Dachgeschoß, große Küche und 2 Bäder. 
Die Amtsräume sind in dem neuen im November 1982
eingeweihten Gemeindezentrum untergebracht mit
unmittelbarem Zugang zum Pfarrhaus.

Das neue Gemeindezentrum bietet viele Möglichkei­
ten für eine aktive Gemeindearbeit und ist bestens 
eingerichtet.

Eine Pfarramtssekretärin sowie ein Hausmeister für 
das Gemeindezentrum und den Kindergarten, der als 
1. Bauabschnitt bereits 1969 eingeweiht wurde, sind 
vorhanden.

Es besteht eine gute Zusammenarbeit mit der Johan- 
nisgmeinde (vierteljährliche gemeinsame Sitzungen) 
und der katholischen Nachbargemeinde.

Der Pfarrstelleninhaber hat 6 Wochenstunden Reli­
gionsunterricht in der Südstadt zu erteilen.

Die Gemeinde wünscht sich einen verheirateten Pfar­
rer, der für die Jugend, die ältere Generation und 
auch für die in der Gemeinde wohnenden Ausländer 
Verständnis hat und zur Zusammenarbeit mit den 
Ältesten und Mitarbeitern bereit ist.

Pforzheim-Huchenfeld, Kirchenbezirk Pforzheim-Stadt

Die Kirchengemeinde Pforzheim-Huchenfeld, auf einer 
von Wald umgebenen Höhenterrasse oberhalb der 
Stadt gelegen, hat mit den beiden überwiegend 
katholischen Außenorten Hohenwart und Schellbronn 
etwa 2 800 Gemeindegiieder. Die Arbeit mit den Be­
suchern des Freizeitparks Schellbronn wird tatkräftig 
unterstützt durch Mitarbeiter aus Nachbargemeinden

und dem Ev. Jugendwerk Pforzheim. Die Entfernung 
von Huchenfeld zur Stadtmitte beträgt 6 km. Obwohl 
seit einigen Jahren durch Eingemeindung zu Pforz­
heim gehörend, hat die Gemeinde bisher ihren mehr 
dörflichen Charakter bewahrt.

Die Pfarrstelle wurde durch Rückkehr des bisherigen 
Gemeindepfarrers nach Neuseeland zum 1. Februar 
1983 frei. Das großräumige Pfarrhaus mit Garten liegt 
neben dem 1975 fertiggestellten Gemeindehaus, un­
mittelbar bei der Kirche in schöner, ruhiger Lage.

Der Stelleninhaber hat 6 Wochenstunden Religions­
unterricht zu erteilen.

Vorhanden sind ein Kindergarten und eine ökumen. 
Krankenpflegestation. Der Kirchengemeinderat ist 
mitarbeitswillig. Weitere ehrenamtliche Mitarbeiter 
unterstützen die Gemeindearbeit und sind in ver­
schiedenen Kreisen aktiv. An hauptamtlichen Kräften 
stehen ein Diakon sowie eine Schreibkraft (halbtägig) 
zur Unterstützung des Pfarrers zur Verfügung. Die 
Mitarbeit des Diakons liegt schwerpunktmäßig in den 
Außenorten Hohenwart und Schellbronn. Der An­
schluß der Gemeinde an das Rechnungsamt Bretten 
erleichtert die Verwaltung. Die kommende Begeg­
nungsstätte Pforzheim-Hohenwart (Zentrum für Ge­
meinde, Freizeit und Bildung) und die dort vorgese­
hene landeskirchliche Kindergottesdienstarbeit er­
öffnen interessante Möglichkeiten der Kooperation.

Die Gemeindeglieder freuen sich auf einen Pfarrer, 
der Brücken schlagen kann, der Menschen und seine 
Arbeit liebt. Sie erwartet von ihm eine evangeliums- 
bezogene Predigt und Bibelarbeit, Anleitung und Be­
treuung vorhandener und Gewinnung neuer Mitarbei­
ter, Sammlung aber auch Sendung.

Besetzung der vorgenannten Pfarrstellen durch Ge­
meindewahl.

Bewerbungen innerhalb 3 Wochen unmittelbar beim 
Evang. Oberkirchenrat; gleichzeitig Anzeige an das 
für den Bewerber zuständige Dekanat.

Die Bewerbungen
a) für die erstmaligen Ausschreibungen müssen bis 

spätestens 27. April 1983 abends und
b) für die nochmaligen Ausschreibungen bis späte­

stens 13. April 1983 abends
schriftlich beim Evang. Oberkirchenrat in Karlsruhe 
eingegangen sein.

Bekanntmachungen
OKR 28. 2. 1983
Az. 11/4214

Einsetzung des Landeswahl­
ausschusses für die allge­
meinen Kirchenwahlen der 
Wahlperiode 1983/89

Der Landeskirchenrat hat in seiner Sitzung am 11.2. 
1983 gemäß § 4 Abs. 1 der kirchlichen Wahlordnung 
vom 13. 1. 1971 (GVBI. S. 3) den Landeswahlaus­
schuß für die Wahlperiode 1983/89 der allgemeinen 
Kirchenwahlen durch Berufung der folgenden Mit­
glieder eingesetzt:

Rechtsanwalt Dr. Eckart Brauss in Freiburg
Rechtsanwalt Friedrich Dahn in Karlsruhe
Steuerberater Dieter Fürst in Villingen-Schwen­
ningen
Prälat Oskar Herrmann in Ettlingen
Pfarrer Karl Martin in Karlsruhe
Oberkirchenrat Wolfgang Schneider in Karls­
ruhe
Oberkirchenrat Prof. Dr. Günther Wendt in Karls­
ruhe
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OKR 18. 2. 1983
Az. 81/471-629

Sammlung der Diakonie

Die Sammlung der Diakonie wird in diesem Jahr vom 
6. bis 12. Juni durchgeführt.

Die Haussammlung findet vom 6. bis 12. Juni, die 
Straßensammlung vom 10. bis 12. Juni 1983 statt.

Diese Sammlung wurde vom Regierungspräsidium 
Tübingen mit Bescheid vom 5. 11. 1982 unter der 
Nummer 64-4/002-21/83 erlaubt. Gemäß § 8 Abs. 3 
des Sammlungsgesetzes wird zugelassen, daß Kin­
der und Jugendliche vom 10. bis 18. Lebensjahr bis 
zum Eintritt der Dunkelheit sowohl bei der Straßen­
als auch bei der Haussammlung mitwirken können.

Bei Haussammlungen mit Büchsen und bei Straßen­
sammlungen hat jeder Sammler einen vom Veranstal­
ter auf seinen Namen ausgestellten Ausweis bei sich 
zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen. Aus die­
sem Ausweis geht hervor: Name des Veranstalters, 
Art und Ort der Sammlung, Sammlungstermin, Name 
des Sammlers und der Erlaubnisvermerk.

Die Ausweise werden von den Gemeindepfarrern auf 
den vom Diakonischen Werk zur Verfügung gestell­
ten Vordrucken ausgestellt. Nach Beendigung der 
Sammlung werden die Ausweise vom Aussteller ein­
gezogen.

Sammelbüchsen müssen fortlaufend numeriert sein 
und den Namen des Veranstalters deutlich aufweisen. 
Die Büchsen müssen sicher verschlossen sein. Über 
die Ausgabe der Büchsen ist eine Liste zu führen, 
in der auch die Rückgabe vermerkt wird.

Sammeldosen dürfen nach Beendigung der Samm­
lung nur im Beisein von mindestens zwei vertrauens­
würdigen Personen geöffnet werden. Der Inhalt jeder 
Büchse ist von den beiden Personen schriftlich zu be­
stätigen. Diese Bestätigung ist auf Verlangen der Er­
laubnisbehörde vorzulegen.

Wo Minderjährige unter 18 Jahren bei der Samm­
lung mitwirken, ist dafür zu sorgen, daß diese jeweils 
mindestens zu zweien sammeln und daß die Zustim­
mung des gesetzlichen Vertreters vorliegt. Außer­
dem ist auf eine ausreichende Beaufsichtigung hinzu­
wirken. In Gast- und Schankwirtschaften und in Ver­
gnügungsstätten dürfen Jugendliche nicht sammeln.

Laut Beschluß der Landessynode vom 11. April 1975 
sind landeskirchliche Kollekten „in vollem Umfang 
für den bestimmten Zweck“ abzuführen. Hierzu gilt 
folgendes Abrechnungsverfahren:

a) Die Kollekte vom Sonntag der Diakonie wird ohne 
Abzug auf dem für landeskirchliche Kollekten übli­
chen Weg an das jeweilige Dekanat überwiesen 
und im Opferbuch bzw. Kollektenverzeichnis ein­
getragen.

b) Vom Ergebnis der Haus-, Straßen- und Firmen­
sammlung können bis zu 15 Prozent für örtliche 
diakonische Aufgaben von den Kirchengemeinden 
einbehalten werden. In den Großstädten nimmt in

der Regel diesen Abzug der Evangelische Gemein­
dedienst vor. Der nach dem Abzug verbleibende 
Betrag ist von den Kirchengemeinden unmittelbar 
nach Beendigung der Sammlung, spätestens je­
doch bis zum 20. Juli 1983 unter Beifügung einer 
detaillierten Aufstellung dem Dekanat bzw. Rech­
nungsamt zu überweisen.

Für die diakonische Arbeit in den Kirchenbezirken 
können die Dekanate bzw. Rechnungsämter bis zu 
5 Prozent aus den von den Gemeinden abgelieferten 
Beträgen einbehalten. Die nach Abzug verbleibende 
Gesamtsumme führen die Dekanate bzw. Rech­
nungsämter unter Beifügung einer detaillierten Auf­
stellung an die Landeskirchenkasse ab.

Informationen zur Vorbereitung und Durchführung 
sowie Material zur Werbung und für die Sammlung 
erhalten die Pfarrämter vom Diakonischen Werk. 
Ebenso werden von dort Abrechnungsunterlagen ver­
sandt.

Wie in den vergangenen Jahren wird auf folgendes 
hingewiesen: Die Kirchengemeinden sind verpflich­
tet, sich an der „Sammlung der Diakonie“ einschließ­
lich der Haus- und Straßensammlung zu den festge­
legten Terminen zu beteiligen. Es geht nicht an, daß 
Kirchengemeinden die Durchführung der Sammlung 
ablehnen, oder zu einem späteren Zeitpunkt durch­
führen.

Die Kollekte am 12. Juni 1983 ist in dem vom Evan­
gelischen Oberkirchenrat beschlossenen Kollekten­
plan aufgenommen (vgl. Bekanntmachung vom 
22. 10. 1982 Az. 58/1 im Gesetzes- und Verordnungs­
blatt Nr. 18 vom 1. 12. 1982). Die Kirchengemeinden 
sind daher verpflichtet, die vom Evang. Oberkirchen­
rat im jährlichen Kollektenplan angeordnete landes­
kirchliche Kollekte zu erheben.

OKR 25. 2. 1983
Az. 82/101-547

Kindergartengesetz 
hier:
3. Änderung der Richtlinien 
des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialord­
nung über Zuschüsse zu den 
Personalkosten für Kinder­
gärten und für kleine Kinder­
gartengruppen (RL-PKZ)

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial­
ordnung Baden-Württemberg teilte uns mit Schreiben 
vom 20. Januar 1983 die 3. Änderung der Richtlinien 
über Zuschüsse zu den Personalkosten für Kinder­
gärten und für kleine Kindergartengruppen (RL-PKZ) 
mit.

Unter Bezugnahme auf unsere Bekanntmachung vom 
26. 5. 1982 (GVBI. S. 104) geben wir hiermit bekannt, 
daß die dort angegebenen vorläufigen Pauschalsätze 
mit der 3. Änderung vom 26. November 1982 für die 
Zeit vom 1. Januar 1982 bis 30. April 1982 Gültigkeit 
haben.
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Vom 1. Mai 1982 an sind folgende Pauschalsätze an­
zuwenden:
bei Berufsgruppe Verg.-Gr. Zuschuß Zuschuß 

vor Voll- nach Voll-
endung 

des
endung 

des
35. Lebens- 35. Lebens-

Jahres 
DM

Jahres 
DM

Sozialpädagogen
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Pkz-VO) 
Erzieher u. a.
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2 Pkz-VO)
Kinderpflegerinnen
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Pkz-VO) 
andere Mitarbeiter
(§ 3 Abs. 1 Nr. 4 Pkz-VO)

IV b

Vc

VII

VIII

1 130 1 360

960

860

820

1 140

970

900

bei Berufspraktikanten 
für die Berufsgruppe DM

Sozialpädagogen
Erzieher(innen)/Kindergärtnerinnen
Kinderpflegerinnen

590
490
460

OKR 25. 2. 1983
Az. 83/41

Änderung der Richtlinien des 
Ministeriums für Arbeit, Ge­
sundheit und Sozialordnung 
für die Förderung von Sozial­
stationen vom 30. 3. 1979

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozial­
ordnung hat die Richtlinien für die Förderung von 
Sozialstationen geändert und in der folgenden Fas­
sung erlassen. Sie wurden unter Einschluß der Än-
derungen vom 12. Februar 1980 Gemeinsames
Amtsblatt S. 194 — neugefaßt. Die Änderungen tre­
ten mit Ausnahme der Nr. 9.1 rückwirkend zum 
1. 1. 1982 in Kraft. Die Anlagen 1-5 sind ab dem 
1. 1. 1983 anzuwenden.

Die geänderten Richtlinien wurden im Gemeinsamen 
Amtsblatt veröffentlicht.

II Wesentliche Änderungen sind:

1. Umstellung der Förderung auf Personalkosten­
zuschüsse in Nr. 1 und Nr. 7.4

2. Einführung einer Antragsfrist in Nr. 9.1 
Diese Regelung entspricht einer Forderung des 
Rechnungshofes. Wird die Antragsfrist nicht ein­
gehalten, so führt dies zu einer beachtlichen Kür­
zung des Landeszuschusses. Auf diese Konse­
quenz müssen die Träger der Sozialstationen 
nachdrücklich hingewiesen werden.

Bei neu anerkannten Sozialstationen kann die 
Förderung künftig frühestens ab dem 1. des Mo­
nats erfolgen, in dem der Antrag bei dem Reg.- 
Präs. eingeht.

3. Einführung eines PersonaIschIüs- 
sels in Nr. 7.4.1
Auch diese Regelung wurde auf Veranlassung des 
Rechnungshofes eingeführt. Sie entspricht in 
ihrem Inhalt dem Erlaß vom 27. April 1982 - 
V/1-7170/82.

4. Neue Formen des BewiiIigungs- 

bescheides
In dem neuen Bewilligungsbescheid sind alle, für 
den Zuwendungsempfänger wichtigen Regelun­
gen aufgeführt. Vor allen Dingen kann er daraus 
ersehen, in welchen Fällen er mit Rückforderungs­
ansprüchen rechnen muß.

5. Einarbeitung von Erlassen
Die Erlasse vom 30. 3. 1979 - Nr. V/1-7170/79 (be­
währte Kräfte) und vom 17. 9. 1980 — Nr. V/1- 
7170/80 (Zuschuß bei Mutterschaft, längerer Krank­
heit) wurden eingearbeitet. Klargestellt wurde fer­
ner, daß kein Landeszuschuß gewährt wird, 
wenn der Träger der Sozialstation Leistungen nach 
dem AFG oder wenn ein Berufspraktikant Leistun­
gen nach dem BAföG erhält.

6. Der Mindestumfang der Teilzeitbeschäftigung 
wurde auf 20 % einer Vollzeitbeschäftigung fest­
gesetzt, wie es bereits der bestehenden Praxis 
entspricht (Nr. 6.3).

7. Die Bedeutung der ehrenamtlichen Mitarbeit vor 
allem auf dem Gebiet der Nachbarschaftshilfe 
wurde hervorgehoben (Nr. 2.3).

Die Erlasse vom 30. 3. 1979 - Nr. V/1-7170/79 
vom 17.9. 1980 - Nr. V/1-7170/80 und 
vom 27. 4. 1982 - Nr. V/1-7170/82

werden aufgehoben.

Richtlinien 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Sozialordnung für die Förderung von Sozialstationen
Vom 16. Dezember 1982 Nr. V/1-7170/82

1.

2.

2.1

2.2

Begriff und Zuwendungszweck
Zur Förderung eines ausreichenden Angebots 
an ambulanten pflegerischen Diensten können 
zu den Personalkosten von anerkannten So­
zialstationen nach Maßgabe dieser Richtlinien 
Zuschüsse gewährt werden. Ein Rechtsan­
spruch darauf besteht nicht.

Sozialstation im Sinne dieser Richtlinien ist 
die Bündelung ambulanter pflegerischer Dien­
ste eines bestimmten Einzugsbereichs in einer 
Zentrale.

Aufgaben

Die Sozialstation bietet der Bevölkerung eines 
bestimmten Einzugsbereichs folgende ambu­
lante pflegerische Dienste an:

Krankenpflege
- Altenpflege
- Haus- und Familienpflege

Die Sozialstation soll im Rahmen ihrer Auf­
gaben in Fragen der Gesundheitserziehung 
und der Gesundheitsvor- und -nachsorge be­
raten. Außerdem soll sie über Hilfen im sozia­
len Bereich informieren und Hilfesuchende an 
die zuständigen Stellen verweisen.
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2.3

2.4

2.5

Die Sozialstation soll sich verstärkt darum be­
mühen, ehrenamtliche Helfer zu gewinnen, die 
das Fachpersonal der Sozialstation vor allem 
auf dem Gebiet der Nachbarschaftshilfe unter­
stützen und ergänzen.
Durch ein Angebot von Kursen in häuslicher 
Krankenpflege soll die Bevölkerung dazu an­
geregt werden, sich die erforderlichen Kennt­
nisse zur Selbsthilfe anzueignen.

Sind innerhalb des Einzugsbereichs weitere 
ambulante pflegerische Dienste vorhanden, so 
arbeitet die Sozialstation mit deren Trägern 
zusammen.

Die Sozialstation pflegt innerhalb ihres Ein­
zugsbereichs die Zusammenarbeit insbeson­
dere mit den Kirchen und Religionsgesell­
schaften des öffentlichen Rechts, den Verbän­
den der freien Wohlfahrtspflege, den Kommu­
nen und Behörden, der Ärzteschaft und den 
Hebammen, den Krankenhäusern, Altenein­
richtungen und den entsprechenden Ausbil­
dungsstätten.

3.

3.1

3.2

3.3

Trägerschaft

Träger einer Sozialstation kann nur eine juri­
stische Person sein.

Als Träger von Sozialstationen kommen in 
erster Linie die Verbände der freien Wohl­
fahrtspflege und ihre Mitgliedseinrichtungen, 
die Kirchen und Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts, ökumenische Vereinigun­
gen und Krankenpflegevereine in Betracht.

Kommunale Gebietskörperschaften oder ihre 
Zusammenschlüsse sollen die Trägerschaft für 
eine Sozialstation unbeschadet von §§ 2 Land­
kreisordnung, 10 Gemeindeordnung, 17 Sozial­
gesetzbuch und 93 Bundessozialhilfegesetz 
nur dann übernehmen, wenn geeignete freie 
Träger nach Nr. 3.2 hierzu nicht bereit oder 
nicht in der Lage sind.

4.

4.1

Organisationsformen

Als Organisationsformen kommen vor allem in 
Betracht:

4.1.1

4.1.2

4.2

Eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder des Privatrechts übernimmt die Träger­
schaft der Sozialstation.

Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
oder des Privatrechts schließen sich zu einer 
neuen juristischen Person zusammen (z. B. 
Trägerverein, gemeinnützige GmbH, öffentlich- 
rechtlicher Zweckverband).

Die Träger müssen alle drei Dienste (Kranken-, 
Alten-, Haus- und Familienpflege) anbieten. 
Sie können jedoch einen Teil der Dienste über 
Kooperationsverträge durch andere erbrin­
gen. Der Kooperationsvertrag muß die Ein­
richtung einer gemeinsamen Einsatzleitung 
vorsehen.

5.

5.1

5.2

5.3

Einzugsbereich

Der Einzugsbereich einer Sozialstation soll in 
der Regel 20 000 Einwohner umfassen.

Die Festsetzung des Einzugsbereichs erfolgt 
vom Träger der Sozialstation in Abstimmung 
mit den betroffenen kommunalen Gebietskör­
perschaften. Maßgebend ist dabei die Besied­
lungsdichte, Topographie, Altersstruktur, Arzt- 
dichte, Versorgung im stationären Bereich so­
wie die übrige soziale Infrastruktur im betref­
fenden Gebiet. Bei der Festsetzung des Ein­
zugsbereichs sollen die Grenzen der kommu­
nalen Gebietskörperschaften beachtet werden. 
In dicht besiedelten Gebieten, vor allem in 
größeren Städten, können bei Bedarf mehrere 
Sozialstationen errichtet werden, deren Ein­
zugsbereiche sich überschneiden können.

Ausnahmen von Nr. 5.1 und Nr. 5.2 können in 
begründeten Einzelfällen vor allem in dünnbe­
siedelten und ländlichen Räumen im Anerken­
nungsverfahren zugelassen werden.

Die Anlagen 1—5 zu den Richtlinien werden über die 
Reg.-Präsidien an die Träger der Sozialstation ver­
sandt.

6.

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

Personal

Die personelle Mindestausstattung der Sozial­
stationen umfaßt vier hauptamtliche Pflege­
kräfte. Davon sollen mindestens zwei, wenn 
möglich drei Krankenschwestern/Krankenpfle- 
ger sein. Die anderen Kräfte können Haus- und 
Familienpflegerinnen, Dorfhelferinnen, Alten- 
pflegerinnen/Altenpfleger und Krankenpflege- 
helferinnen/Krankenpflegehelfer, Hebammen 
sowie sonstige Personen mit sozialpflegeri­
scher und pflegerischer Ausbildung sein.

Die Anerkennungsbehörde kann in begründe­
ten Einzelfällen — insbesondere in den Fällen 
der Nr. 5.3 — eine von Nr. 6.1 abweichende 
personelle Ausstattung einer Sozialstation 
zulassen.

Der Personalbestand muß mindestens an 
sechs Monaten des Jahres vier Vollzeitkräf­
ten, bei einer von der Anerkennungsbehörde 
zugelassenen Ausnahme von Nr. 6.1 drei Voll­
zeitkräften entsprechen.

Der Einsatz von Teilzeitkräften ist möglich, der 
Beschäftigungsgrad muß jedoch mindestens 
20 % betragen.

Der Träger trägt dafür Sorge, daß die Fach­
kräfte der Sozialstation für ihre besonderen 
Aufgaben in der Kranken-, Alten-, Haus- und 
Familienpflege fortgebildet werden.

Die innere Organisation und Verwaltung ist in 
geeigneter und möglichst kostensparender 
Weise sicherzustellen; Pflegekräfte sollen zur 
Erfüllung von Verwaltungsaufgaben in der Re­
gel nicht herangezogen werden. Nr. 5.3 der
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Vorläufigen Allgemeinen Verwaltungsvor­
schriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung ist 
zu beachten.

7.

7.1

7.2

7.3

7.4

7.4.1

Finanzierung

Die Träger der Sozialstation haben dafür Sor­
ge zu tragen, daß die Gesamtfinanzierung ge­
sichert ist.

Entgelte für Dienstleistungen
Zur Deckung der laufenden Personal- und Sach­
kosten haben die Sozialstationen von den Be­
nutzern Entgelte zu erheben. Die Höhe dieser 
Entgelte richtet sich nach einem vom Träger 
der Sozialstation zu erstellenden Leistungs­
verzeichnis.

Eigene Mittel
Die Träger von Sozialstationen haben in ange­
messenem Umfang eigene Mittel einzusetzen. 
Zu diesen gehören auch die Beitragsaufkom­
men der Förder- und Krankenpflegevereine. 
Die Träger von Sozialstationen sind gehalten, 
auf die Gründung von Fördervereinen hinzu­
wirken und bestehende Krankenpflegevereine 
zu aktivieren.

Zuschüsse der kommunalen Gebietskörper­
schaften
Die Sozialstationen erfüllen Aufgaben der Da­
seinsvorsorge für den Bürger. Die kommuna­
len Gebietskörperschaften sind daher gehal­
ten, sich an den Ausgaben der Sozialstationen 
in angemessenem Umfang zu beteiligen.

Landeszuschüsse
Der Zuschuß wird nach Maßgabe der Nr. 7.4.1 
nach festen Beträgen bemessen (Festbetrags­
finanzierung). Diese Beträge wurden festge­
setzt aufgrund von Erfahrungswerten, wonach 
ein Zuschuß in dieser Höhe zur Finanzierung 
der Personalkosten mindestens erforderlich ist 
(§ 23 LHO).

Die Höhe des Zuschusses richtet sich nach den 
im Staatshaushaltsplan zur Verfügung stehen­
den Mitteln. Im einzelnen beträgt der Zuschuß 
für jede ganzjährig tätige, vollzeitbeschäftigte 
Pflegekraft nach Nr. 6.1:
8 300,— DM bei abgeschlossener Fachausbil­

dung
4 150,— DM für Berufspraktikanten.

Teilzeitbeschäftigte Fachkräfte mit einer ar­
beitsvertraglich vereinbarten durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 20 % 
der Vollarbeitszeit werden dem Umfang ihrer 
Beschäftigung entsprechend auf Vollzeitkräfte 
umgerechnet. Als Zuschuß wird der Vomhun­
dertsatz des Betrages von 8 300 DM bzw. 
4150 DM gewährt, der dem Umfang der Be­
schäftigung entspricht. Es werden nur volle 
Beschäftigungsmonate bezuschußt.

Für Sozialstationen, die ab 1. 1. 1983 aner­
kannt werden, dürfen höchstens sechs vollzeit- 
beschäftigte Pflegekräfte pro 20 000 Einwoh-

7.4.6

7.4.7

7.4.8

7.4.9

ner bezuschußt werden. Bei unabweisbarem 
Bedarf kann die Bewilligungsbehörde im Ein­
zelfall Ausnahmen zulassen.

Diese Regelung findet entsprechende Anwen­
dung, wenn bis zum 31. 12. 1982 anerkannte 
Sozialstationen die Förderung von zusätz­
lichem Personal beantragen.

7.4.2 Für bewährte Pflegekräfte ohne abgeschlos-
sene Fachausbildung kann ein Zuschuß ge­
währt werden, wenn der zuständige Spitzen­
verband des Trägers bestätigt, daß die Pflege­
kraft

- mindestens fünf Jahre lang hauptberuflich 
auf pflegerischem oder sozialpflegerischem 
Gebiet tätig war und

— vor dem 1. 1. 1979 von einem Träger ambu­
lanter pflegerischer Dienste eingestellt wur­
de (z. B. Sozialstation, Hauspflegewerk, 
Krankenpflegeverein) und

— sich mindestens ein Jahr lang bei einem 
Träger ambulanter pflegerischer Dienste be­
währt hat.

Der Zuschuß beträgt 50 % des Betrags, der für 
Pflegekräfte mit abgeschlossener Fachausbil­
dung gewährt würde.

7.4.3 Bei längerer Arbeitsunfähigkeit wegen Krank-
heit ist der Zuschuß nach Nr. 7.4.1 für die Zeit 
zu gewähren, während der der Anstellungsträ­
ger Krankenbezüge zahlt, längstens jedoch 
für die in § 37 Abs. 2 BAT festgelegten Zeiten.

7.4.4 Für die Zeiten der Beschäftigungsverbote nach
§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 Mutterschutzgesetz 
sind 50 % des Zuschusses nach Nr. 7.4.1 zu 
gewähren.

7.4.5 Nimmt eine Pflegekraft den Mutterschafts-
urlaub nach § 8 a Mutterschutzgesetz in An­
spruch, so kommt ein Zuschuß nach Nr. 7.4.1 
nicht in Betracht.

Für Pflegekräfte, für die der Anstellungsträger 
Leistungen nach §§ 49, 54 oder 91 bis 99 Ar­
beitsförderungsgesetz erhält, wird ein Zuschuß 
nicht gewährt.

Für Berufspraktikanten, die Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz er­
halten, wird ein Zuschuß nicht gewährt.

Für Sozialstationen mit drei Pflegekräften, die 
vor dem 1. 1. 1979 anerkannt wurden, beträgt 
der jährliche Zuschuß vorläufig bis zu 
26 500 DM; Nr. 7.4.1 bis 7.4.7 gelten entspre­
chend.

Bietet der Träger einer Sozialstation außer den 
in Nr. 2.1 aufgeführten Diensten noch andere 
Dienste wie Essen auf Rädern oder mobile 
Reinigungsdienste an, so kommen Zuschüsse 
aus Kapitel 0920 Titel 684 01 - Mobile Alten­
betreuung - in Betracht. Im übrigen ist eine 
Mehrfachförderung ausgeschlossen.
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8.

8.1

8.2

8.2.1

8.2.2

8.2.3

Anerkennungsverfahren

Zuständig für die Anerkennung sind die Re­
gierungspräsidien.

Anerkennungsvoraussetzungen

Eine Sozialstation kann anerkannt werden, 
wenn

zu erwarten ist, daß die Voraussetzungen hin­
sichtlich der Aufgaben, der Trägerschaft, der 
personellen Mindestausstattung und des Ein­
zugsbereichs, unbeschadet der nach diesen 
Richtlinien möglichen Ausnahmen, erfüllt und 
die Gesamtfinanzierung gesichert ist,

die Errichtung der Sozialstation der Bedarfs­
feststellung und der Bereichsplanung der 
Stadt- und Landkreise unbeschadet der Nr. 5.3 
entspricht

und zwischen der betreuten Einwohnerzahl 
und der Zahl der Pflegekräfte unter Beach­
tung von Nr. 6.1 und Nr. 6.2 ein ausgewogenes 
Verhältnis besteht.

9.2

8.3 Antragsberechtigt sind die Träger der Sozial­
stationen. Die Anträge sind nach dem Muster 
Anlage 1 in zweifacher Fertigung beim zustän­
digen Stadt- oder Landkreis unter Anschluß der 
Stellungnahmen der betroffenen Gemeinden 
und des für die Sozialstation in Betracht kom­
menden Spitzenverbands der freien Wohl­
fahrtspflege einzureichen. Der Stadt- oder 
Landkreis übersendet den Antrag mit einer 
eigenen Stellungnahme dem Regierungsprä­
sidium.

9.3

Der Antrag muß, wenn die Sozialstation be­
reits gefördert worden ist, der Bewilligungsbe­
hörde spätestens am 31. März des laufenden 
Jahres vorliegen.

Geht der Antrag später ein oder wird erstmals 
ein Antrag auf Förderung gestellt, beginnt die 
Förderung frühestens ab dem Ersten des Mo­
nats, in dem der Antrag bei der Bewilligungs­
behörde eingeht.

Die Bewilligungsbehörde erläßt den Bewilli­
gungsbescheid auf Vordruck (Anlage 3).

Abweichend von Nr. 8.1.3 der Vorläufigen All­
gemeinen Verwaltungsvorschriften zu § 44 
Landeshaushaltsordnung kann der Zuschuß 
nach Bestandskraft des Bewilligungsbescheids 
in drei Teilbeträgen ausbezahlt werden.

Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwen­
dungsempfänger bis zum 31. März des auf den 
Bewilligungszeitraum folgenden Jahres einen 
Verwendungsnachweis nach Vordruck (Anla­
ge 4) zu verlangen.

Im übrigen gelten die Vorläufigen Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landeshaus­
haltsordnung mit der Maßgabe, daß eine Erhö­
hung der Finanzierungsmittel bzw. das Hinzu­
treten neuer Finanzierungsmittel sowie die Ver­
ringerung der Gesamtausgaben nicht zu einer 
Ermäßigung des Zuschusses führen. Rückfor­
derungsansprüche nach Abschnitten II und III 
des Bewilligungsbescheides (Anlage 3) blei­
ben unberührt.

9.

9.1

Bewilligung der Landesförderung und Verwen­
dungsnachweis

Der Zuschuß wird jährlich auf Antrag gewährt. 
Der Antrag ist nach Vordruck — Anlage 2 - in 
doppelter Fertigung bei der Bewilligungsbe­
hörde zu stellen. Antragsvordrucke werden 
bei der Bewilligungsbehörde bereitgehalten. 
Bewilligungsbehörde ist das für den Sitz der 
Sozialstation örtlich zuständige Regierungs­
präsidium.

10.

11.

Statistik

Den Trägern der Sozialstationen wird empfoh­
len, über ihre Tätigkeit nach dem Muster An­
lage 5 Daten zu erfassen und mit dem Verwen­
dungsnachweis dem Regierungspräsidium vor­
zulegen.

Inkrafttreten

Die Richtlinien treten mit Ausnahme von Nr. 9.1 
rückwirkend zum 1. 1. 1982 in Kraft. Nr. 9.1 und 
die Vordrucke nach Anlagen 1 bis 5 sind ab 
1. 1. 1983 anzuwenden.
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